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Vertraulich ! 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 57  

 

vom 4. April 1919 

 

Anwesend: 

Vizekanzler F i n k, sämtliche Staatssekretäre, ausgenommen Dr. S c h u m p e t e r, ferner 

Unterstaatssekretär Dr. W a i s s. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 16.00 – 17.30. 

 

Reinschrift (13 Seiten), Konzept, Entwürfe der Beilagen 1 und 2 

 

Inhalt: 

1. Aufhebung der Blockade. 

2. Gesetzesbeschluss der provisorischen steiermärkischen Landesversammlung über 

die Einhebung von Gebühren für Beerdigungen auf Gemeindefriedhöfen. 

3. Kundmachung mehrerer von der Nationalversammlung beschlossener Gesetze. 

4. Gesetzesbeschluss der provisorischen Landesversammlung in Kärnten, betreffend 

Bezüge der Lehrer an den allgemeinen Volks- und Bürgerschulen in Kärnten. 

5. Bericht des Vizekanzlers über das Ergebnis der Kabinettsbesprechung, betreffend 

die Brotauflage und die Frage der Preiserstellung für Mehl und Brot. 

6. Ausreise von Mitgliedern des Hauses Habsburg-Lothringen. 

7. Regelung des Einreise- und Sommerfrischenverkehres in den 

deutschösterreichischen Ländern. 

8. Ehelicherklärung unehelicher Kinder gefallener oder verstorbener Krieger. 

9. Vollzugsanweisung über die Einführung von Legitimationen für Rechtsanwälte. 

10. Vollzugsanweisung, betreffend die Übertragung von Rechten zur Ausnützung von 

Wasserkräften. 

 

Beilagen: 

Beilage 1 zu Punkt 5 betr. Bericht des Vizekanzlers Fink über das Ergebnis der 
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Kabinettsbesprechung zur Brotauflage und die Frage der Preiserstellung für Mehl und Brot (2 

Seiten) 

Beilage 2 zu Punkt 7 Bericht des Staatssekretärs für Volksernährung über die von einzelnen 

Ländern getroffenen Maßnahmen zur Verhinderung des Einreise- und 

Sommerfrischenverkehres (8 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Antrag des Staatsamtes für Justiz an den Präsidenten der 

Nationalversammlung auf Ermächtigung der Ehelicherklärung unehelicher Kinder gefallener 

oder verstorbener Soldaten (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vollzugsanweisung über die Übertragung von Rechten zur 

Ausnützung von Wasserkräften (2 Seiten; zweifach, mit Dienstzettel) 

 

1. 

Aufhebung der Blockade. 

Der Vorsitzende bringt dem Kabinettsrate zur Kenntnis, dass Oberst Cunningham im 

Auftrage der großbritannischen Regierung folgende Mitteilung gemacht habe: 

1.) Vom 2. April 1919 wird die freie Einfuhr aller Waren nach Deutschösterreich mit 

Ausnahme einer beschränkten Anzahl von militärischen Artikeln zugelassen werden. 

2.) Die Rückausfuhr aus Deutschösterreich nach Deutschland, dem bolschewistischen 

Russland und Ungarn ist verboten. Ausnahmen von diesen Einschränkungen können nur von 

einer besonderen interalliierten Kommission gewährt werden, die zu diesem Zwecke in Wien 

zusammentreten wird. 

3.) Diese Kommission wird angewiesen sein, an den in Betracht kommenden Punkten an 

der deutschen und an der ungarischen Grenze eine Überwachung zur Verhinderung der 

Wiederausfuhr einzurichten, dies im Zusammenwirken mit den deutschösterreichischen 

Zollbehörden. 

Die deutschösterreichischen Behörden werden gehalten sein, die hiezu erforderlichen 

Erleichterungen zu gewähren, ferner auch zuzulassen, dass diese Kommission alle ihr 

notwendig erscheinenden Schritte einleiten kann, um die Herstellung von Kriegsmaterial in 

den deutschösterreichischen Fabriken hintanzuhalten. 

Zu Punkt 3 bemerkt der Vorsitzende, dass die deutschösterreichische Regierung diesfalls 

erst dann Anlass zu Verfügungen haben werde, wenn von Seite der Ententestaaten konkrete 

Anträge vorliegen werden. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis. 
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2. 

Gesetzesbeschluss der provisorischen steiermärkischen Landesversammlung über die 

Einhebung von Gebühren für Beerdigungen auf Gemeindefriedhöfen. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass die provisorische steiermärkische Landesversammlung am 

28. Jänner 1919 den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Einhebung von Gebühren für 

Beerdigungen auf Gemeindefriedhöfen, beschlossen habe. 

Über Antrag des Vorsitzenden als Staatssekretär für Inneres und Unterricht beschließt der 

Kabinettsrat den Beitritt der Staatsregierung zu diesem Gesetzesbeschlusse. 

 

3. 

Kundmachung mehrerer von der Nationalversammlung beschlossener Gesetze. 

Der Kabinettsrat findet über Antrag des Vorsitzenden gegen die nachstehenden, von der 

Nationalversammlung beschlossenen Gesetze keine Vorstellung zu erheben: 

Gesetz, womit die Aufgabe des ehemaligen Staatsgerichtshofes auf den 

deutschösterreichischen Verfassungsgerichtshof übertragen und das Gesetz vom 25. Jänner 

1919, St.G.Bl.Nr.48, über die Errichtung eines deutschösterreichischen 

Verfassungsgerichtshofes abgeändert und ergänzt wird; 

Gesetz über die Begnadigung von russischen und finnischen Kriegsgefangenen und 

internierten Zivilangehörigen und die Nachsicht von Strafen wegen Verletzung des 

wirtschaftlichen Kampfrechtes im Verhältnisse zu Russland und Finnland; 

Gesetz über die Kriegsgefangenen- und Zivilinterniertenfürsorge; 

Gesetz, betreffend Kreditoperationen; 

Gesetz über die Regelung der Arbeit in den Betrieben zur Erzeugung von Backwaren 

(Bäckereiarbeitergesetz); 

Gesetz über die Aufhebung des Adels, der weltlichen Ritter-und Damenorden und gewisser 

Titel und Würden; 

Gesetz über die Abschaffung der nicht im Völkerrecht begründeten Exterritorialität; 

Gesetz über die Abschaffung der Todesstrafe im ordentlichen Verfahren; 

Gesetz, betreffend die Landesverweisung und die Übernahme des Vermögens des Hauses 

Habsburg- Lothringen. 

Die Gesetzesbeschlüsse sind daher von den zuständigen Mitgliedern der Staatsregierung 

gegenzuzeichnen und dem Präsidenten zur Fertigung vorzulegen. 

 

4. 
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Gesetzesbeschluss dar provisorischen Landesversammlung in Kärnten, betreffend Bezüge 

der Lehrer an den allgemeinen Volks- und Bürgerschulen in Kärnten. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass die provisorische Landesversammlung in Kärnten einen 

Gesetzentwurf, betreffend die Bezüge der Lehrer an den allgemeinem Volks-und 

Bürgerschulen in Kärnten, beschlossen habe. 

Über Antrag des Vorsitzenden als Staatssekretär für Inneres und Unterricht beschließt der 

Kabinettsrat, diesem Gesetzesbeschlusse namens der Staatsregierung beizutreten, 

beziehungsweise gegen ihn keine Vorstellung zu erheben und der sofortigen Kundmachung 

dieses Gesetzes zuzustimmen. 

 

5. 

Bericht des Vizekanzlers über das Ergebnis der Kabinettsbesprechung, betreffend die 

Brotauflage und die Frage der Preiserstellung für Mehl und Brot. 

Der Kabinettsrat nimmt den dem Protokolle als Beilage 1 angeschlossenen Bericht des 

Vizekanzlers F i n k über das Ergebnis der am 1. April d. J. stattgehabten 

Kabinettsbesprechung, betreffend die Brotauflage und die Frage der Preiserstellung für Mehl 

und Brot zur Kenntnis. 

 

6. 

Ausreise von Mitgliedern des Hauses Habsburg-Lothringen. 

Der Vorsitzende teilt mit dem am 2. April d. J. in Vertretung des vormaligen Erzherzogs 

F r i e d r i c h, dessen Vertreter, Rechtsanwalt Dr. N e u m a n n, beim Präsidenten der 

Polizeidirektion in Wien erschienen sei und Pässe für den Erzherzog, seine Gemahlin, 2 

Töchter, seinen Sohn und Begleitpersonal erbeten habe. 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die Polizeidirektion anzuweisen, die angesprochenen 

Pässe auszustellen und die Ausreisebewilligung zu erteilen, und bemerkt hiezu, dass die 

Revision des Gepäckes in ähnlicher Weise wie bei der Ausreise des vormaligen Kaisers durch 

eine Kommission vorzunehmen sein werde, der unter anderem der Verwalter des Hofärars 

Sektionschef Dr. B e c k, Hofrat Dr. K o w y, sowie Vertreter der Zoll- und Finanzbehörden 

angehören. Von einer Leibesvisitation wäre abzusehen. 

Der Kabinettsrat stimmt diesem Antrage zu. 

 

7. 

Regelung des Einreise-und Sommerfrischenverkehres in den deutschösterreichischen 
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Ländern. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s stellt auf Grund das dem Protokoll als Beilage 

2 angeschlossenen Berichtes hinsichtlich der Frage der Regelung des Einreise- und 

Sommerfrischenverkehres in den deutschösterreichischen Ländern folgende Anträge. 

1.) Der Kabinettsrat wolle der für den diesjährigen Sommer in Aussicht genommenen 

Versorgung der Heilbäder zustimmen. 

2.) Der Kabinettsrat wolle die in dem Berichte für den Reise-, Fremden- und 

Sommerfrischenverkehr entwickelten Grundsätze genehmigen und 

3.) die zuständigen Staatssekretäre beauftragen, alle mit diesem Grundsätzen nicht zu 

vereinbarenden beschränkenden Verfügungen der Länder (insbesondere die Verordnung 

der Landesregierung für Tirol vom 25. Februar 1919, V.Bl. Nr. 14, und die Verordnungen 

der Landesregierung in Salzburg vom 18. März 1919, V.Bl. Nr. 33, und vom 17. März 

1919, V.Bl. Nr. 34, ferner die bezüglichen Verlautbarungen der Landesregierung in 

Kärnten) als ungesetzlich außer Kraft setzen, beziehungsweise die Landesregierungen 

anweisen, dass keine solchen Verfügungen getroffen werden. 

4.) Der Kabinettsrat wolle zustimmen, dass der sprechende Staatssekretär die 

diesbezügliche Anfrage des Abgeordneten G ü r t l e r im Sinne der Darlegung seines Berichtes 

beantworte. 

Nach einer längeren Debatte, an welcher sich Vizekanzler F i n k, ferner die 

Staatssekretäre Dr. B a u e r, S t ö c k l e r, H a n u s c h, Dr. D e u t s c h und Dr. 

B r a t u s c h beteiligten und in der darauf hingewiesen wurde, dass die gegenständliche 

Angelegenheit auch bei der bevorstehenden Länderkonferenz zur Sprache gelangen werde, 

genehmigt der Kabinettsrat die gestellten Anträge. Gleichzeitig wird das Staatsamt für Justiz 

beauftragt, im Einvernehmen mit den beteiligten Staatsämtern einen Beschluss des 

Gesamtkabinetts vorzubereiten, wodurch alle während des Krieges erlassenen 

Ausnahmsverfügungen aufgehoben werden. 

 

8. 

Ehelicherklärung unehelicher Kinder gefallener oder verstorbener Krieger. 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h führt aus, dass die Ansuchen um Ehelicherklärung 

unehelicher Kinder auf Grund des § 162 a.b.G.B. durch den Krieg eine starke Vermehrung 

erfahren haben, da viele Kindesväter, ehe sie die Mutter heiraten konnten, im Kriege gefallen 

sind. Der deutschösterreichische Staatsrat habe mit Beschluss vom 16. Dezember 1918, dass 

Staatsamt für Justiz im Interesse der Vereinfachung der Geschäftsgebarung ermächtigt, solche 
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Ehelicherklärungen von unehelichen Kindern gefallener oder verstorbener Krieger im 

Auftrage des Staatsrates selbst vorzunehmen, da es sich dabei um durchaus gleichartige, 

einfache Angelegenheiten handelt, bei denen eine individuelle Beurteilung nicht in Betracht 

kommt. 

Der Kabinettsrat habe in seiner Sitzung vom 21. März 1919 (Kab.Protokoll Nr. 52) die 

Auffassung vertreten, dass das Recht der Legitimation Im Sinne des § 162 a.b.G.B. nach den 

jetzt geltenden Bestimmungen über die Staatsregierung dem Präsidenten der 

Nationalversammlung zustehe. 

Der sprechende Staatssekretär stelle daher den Antrag, der Präsident der 

Nationalversammlung wolle dem Staatsamte für Justiz die gleiche Ermächtigung erteilen, die 

dieses vom deutschösterreichischen Staatsrat erhalten hatte, nämlich die Ermächtigung „auf 

Antrag der Mutter des unehelichen Kindes eines gefallenen oder an den Folgen einer 

Verwundung oder an Kriegsstrapazen verstorbenen Kriegers die Ehelicherklärung im Sinne 

des § 162 a.b.G.B. im Namen des Präsidenten der Nationalversammlung vorzunehmen, wenn 

der Vater erweislich die Absicht hatte, die Mutter des Kindes zu heiraten oder doch 

wenigstens das Kind wie ein eheliches zu behandeln und nicht schutzwürdige Interessen 

seiner ehelichen Kinder oder gewichtige Bedenken vom Standpunkte der öffentlichen 

Sittlichkeit einer Ehelicherklärung im Wege stehen.“ 

Der Kabinettsrat stimmt diesem Antrage zu. 

 

9. 

Vollzugsanweisung über die Einführung von Legitimationen für Rechtsanwälte. 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung, betreffend die Einführung von Legitimationen für 

Rechtsanwälte. 

 

10. 

Vollzugsanweisung, betreffend die Übertragung von Rechten zur Ausnützung von 

Wasserkräften. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k führt aus, dass er von der ihm mit Beschluss des 

Kabinettsrates vom 21. März 1919 erteilten Ermächtigung zur Erlassung einer 

Vollzugsanweisung, betreffend die Übertragung von Rechten zur Ausnützung von 

Wasserkräften, aus folgenden Erwägungen keinen Gebrauch gemacht habe: 

1. Aus politischen Rücksichten sei es bedenklich auf Grund des allgemeinen Wirtschafts-
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Ermächtigungsgesetzes vom 25. Juli 1917, RGBl. Nr. 307 durch Verordnung in Abänderung 

der geltenden wasserrechtlichen Vorschriften neue Bedingungen für die Kraftausnützung von 

Gewässern aufzustellen. Damit würde die Staatsregierung Anordnungen auf einem Gebiete 

treffen, bezüglich dessen das Gesetzgebungsrecht bisher den Landtagen zustand, wobei die 

Länder gerade gegenwärtig über die Wahrung dieser Kompetenz besonders eifersüchtig 

wachen. 

2. Würde die Übertragung der wasserrechtlichen Bewilligung zur Kraftausnützung von 

öffentlichen oder privaten Gewässern, sowie die Veräußerung von Privatgewässern an eine 

besondere staatliche Bewilligung geknüpft werden, so könnte dies auf die Unternehmungslust 

zur Errichtung von Wasserkraftanlagen, welche mit Rücksicht auf die gegenwärtige Lage der 

einheimischen Energiewirtschaft Deutsch-Österreichs mit allem Nachdruck gefördert werden 

muss, hemmend einwirken.  

3. Den unmittelbarem Anstoß zu dem Gedanken der Vollzugsanweisung habe die Absicht 

des Stiftes Fiecht gegeben, den Achensee an ein Konsortium von ausländischen Kapitalisten 

zu verkaufen. Dieser Anlass sei dadurch weggefallen, dass die Tiroler Landesversammlung 

die käufliche Erwerbung des Achensees beschlossen hat. Im Übrigen komme den 

Privatgewässern eine erhebliche wasserwirtschaftliche Bedeutung nur in verhältnismäßig 

seltenen Fällen zu. Es bestehe daher auch kaum ein allgemeines Bedürfnis bei deren 

Ausnützung für motorische Zwecke der Staatsgewalt einen weitergehenden Einfluss 

einzuräumen als er ihr schon nach den geltenden Vorschriften zukommt. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Ausführungen zustimmend zur Kenntnis. 

 


































